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Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes die ökologische und 
soziale Nachhaltigkeit bei kommunalen Hochbauprojekten in Potsdam besonders zu berücksichtigen.

Zu diesem Zweck sollen

a) kommunale Hochbauten mit sehr hohem Anteil nachwachsender Rohstoffe, vorrangig in 
Holzbauweise sowie unter Verwendung weiterer nachwachsender, natürlicher oder recycelter 
Baustoffe, möglichst aus regionaler Produktion, geplant und errichtet werden;
b) kommunale Neubau-Gebäude möglichst rezyklierbar geplant und errichtet werden,
c) der Passivhaus-Standard eingehalten werden;
d) der Energiebedarf der Gebäude möglichst vollständig lokal und aus erneuerbaren Quellen gedeckt 
werden;
e) bei der Planung auf eine weitgehende Minimierung des Flächenverbrauchs bzw. der 
Bodenversiegelung hingewirkt werden;
f) Lösungen entwickelt werden, die darauf hinwirken, dass die Nutzerinnen und Nutzer der Gebäude 
diese vorrangig mit den Verkehrsmitteln des Umweltverbunds erreichen.

Dem SBWL ist regelmäßig zu berichten, der erste Zwischenbericht soll im November 2021 erfolgen.

gez. Dr. Sigrid Müller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Der Bau und Betrieb von Gebäuden aller Art trägt in vielfältiger Hinsicht zur Schädigung des Klimas 
und der Umwelt bei. Das fängt schon beim Bauen an. Allein die Zementindustrie ist für acht Prozent 
des weltweiten CO₂-Ausstoßes verantwortlich. Je mehr Beton verbaut wird, desto größer der CO₂-
Fußabdruck eines Gebäudes. 

Nach der Fertigstellung tragen die Stromversorgung und das Heizen der Gebäude einen Großteil zum 
Energieverbrauchs unserer Gesellschaft bei. Jedes neue Gebäude bedeutet obendrein weiteren 
Flächenverbrauch. Dabei werden in Deutschland bereits jeden Tag 56 Hektar Siedlungs- und 
Verkehrsflächen neu ausgewiesen – das entspricht der Größe von 79 Fußballfeldern, die der Natur 
sowie der Land- und Forstwirtschaft dauerhaft verloren gehen. Außerdem verursacht jedes Gebäude 
zusätzlichen Verkehr, der auch in Potsdam für ein Drittel der CO₂-Emissionen verantwortlich ist, 
während die Zahl der Autos auf unseren Straßen immer weiter steigt. Das alles zeigt auch, welch 
enormes Potenzial für den Klima- und Umweltschutz im Gebäudesektor steckt. 

Der vorliegende Antrag hat deshalb zum Ziel, dass bei allen Neubauprojekten in Regie der Kommune 
besonders auf die sozial-ökologische Nachhaltigkeit geachtet wird. Wenn wir beim Planen und Bauen 
von Kitas, Schulen, Wohnungen und Funktionsgebäuden alle Aspekte des Klima- und 
Umweltschutzes – vom Baumaterial über die Energieversorgung, den Flächenverbrauch bis zum 
Verkehr – berücksichtigen, kann damit ein erheblicher Beitrag geleistet werden, die Klimaziele der 
Gemeinde und damit auch der internationalen Gemeinschaft zu erreichen.

Nachhaltiges Bauen hat positive Auswirkungen für den Klima- und Umweltschutz, weil etwa durch 
Holzbauweise CO₂ gebunden, Energie eingespart, THG-Emissionen gesenkt und regionale 
Wirtschaftskreisläufe gefördert werden können. Dennoch greift jede Form der Bebauung in die 
natürliche Umwelt ein, etwa durch Bearbeitung des Bodens und die Versiegelung von Flächen.
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Änderungsvorschlag: 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bei kommunalen Hochbauprojekten in Potsdam die 
ökologische und soziale Nachhaltigkeit besonders zu berücksichtigen und besonders hohe 
Gebäudeenergiestandards umzusetzen.  
 
Zu diesem Zweck gelten für die Errichtung und Sanierung kommunaler Hochbauten der Stadt, 
des Kommunalen Immobilien Services (KIS) und durch Gesellschafterbeschluss auch der Pro 
Potsdam und ihrer Tochtergesellschaften wie der Luftschiffhafen Potsdam GmbH folgende 
Grundsätze: 
 
1. Bei Wirtschaftlichkeitsberechnungen im Rahmen der Planung von Bau- und 

Modernisierungsmaßnahmen ist mindestens mit dem vom Umweltbundesamt (UBA) 
empfohlenen CO2-Schattenpreis (derzeit 195 EUR/ t CO2-Äquivalenten inkl. des innerhalb 
des nationalen Brennstoffemissionshandels geltenden CO2-Preises) zu rechnen. 

 
2. Bei kommunalen Hochbauten soll der Anteil nachwachsender Rohstoffe und von 

Recyclingmaterial auf Basis nachwachsender und natürlicher Rohstoffe bei den 
verwendeten Baustoffen maßgeblich erhöht werden. Dazu werden diese Kriterien bei 
Baumaßnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der 
Nachhaltigkeitszertifizierung stark gewichtet und positive Erfahrungen im Weiteren auch auf 
kleinere Baumaßnahmen übertragen.  
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Gebäude bis zu 2 Vollgeschossen sollen vorrangig in Holz- oder Holzhybridbauweise 
geplant und errichtet werden. 

 
3. Kommunale Neubauten sollen möglichst rezyklierbar geplant und errichtet werden. Dazu 

sollen diese Kriterien bei Baumaßnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der 
Nachhaltigkeitszertifizierung stark gewichtet werden und positive Erfahrungen im Weiteren 
auch auf kleinere Baumaßnahmen übertragen werden. 

 
4. Gebäudeenergiestandard bei der Planung von Neubauten: Es wird geprüft, ob bzw. wie der 

Nullenergiestandard wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Als Mindestanforderung werden 
Neubauten ab sofort unter Einwerbung von Fördermitteln in der bestmöglichen 
Effizienzstufe gemäß „Bundesförderung effiziente Gebäude“ (BEG) geplant. Derzeit ist 
mindestens der Effizienzgebäudestandard EG 40 (bei Nichtwohngebäuden) bzw. der 
Effizienzhausstandard EH 40 (bei Wohngebäuden), bei Projektenvolumen > 15 Mio. € EG 
40 NH bzw. EH 40 NH (also inklusive Nachhaltigkeitszertifizierung), umzusetzen. Bei einer 
Änderung der Gebäudeenergiestandards im Förderprogramm ist der Standard auf den 
dann gültigen besten Standard anzupassen, sofern auch dann wirtschaftlich umsetzbar. 
Abweichungen sind besonders zu begründen. 
 

5. Gebäudeenergiestandard bei der Planung von umfassenden Sanierungen: Es wird geprüft, 
welche bestmögliche Effizienzstufe unter Einwerbung von Fördermitteln wirtschaftlich 
umgesetzt werden kann. Als Mindestanforderung werden Sanierungen ab sofort als 
förderfähiges Effizienzgebäude bzw. Effizienzhaus (derzeit mindestens EH 100 bzw. EG 
100) bzw. ab einem Projektvolumen > 15 Mio. € als Effizienzgebäude NH (derzeit 
mindestens EG 100 NH) gemäß BEG geplant. Bei einer Änderung der 
Gebäudeenergiestandards im Förderprogramm ist der Standard auf den dann gültigen 
besten Standard anzupassen, sofern auch dann wirtschaftlich umsetzbar. Abweichungen 
sind besonders zu begründen. 
 

6. Der Wärmebedarf der Gebäude soll möglichst weitgehend aus erneuerbaren Quellen 
gedeckt werden. 
 
Als Mindestanforderung werden Neubauten außerhalb des Fernwärmevorranggebietes und 
die Sanierung von Bestandsgebäuden, bei denen keine Fernwärme genutzt werden soll, so 
geplant, dass ihr Energiebedarf weitgehend aus erneuerbaren Quellen gedeckt wird, so 
dass mindestens die Anforderungen der „EE-Klasse“ der BEG eingehalten wird. 
 
Innerhalb des Fernwärmevorranggebietes kann bei Neubauten und bei zu sanierenden 
Bestandsgebäuden, die bisher keine Fernwärme nutzen, regelmäßig auf die Fernwärme der 
EWP zurückgegriffen werden, sofern zum Zeitpunkt der für die Festlegung der 
Wärmeversorgung relevanten Planungsentscheidungen die Dekarbonisierung des 
Fernwärmenetzes entsprechend den Zielen der Dekarbonisierungsstrategie der EWP 
vorangekommen ist. Im Falle der Zielverfehlung entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung darüber, ob eine Ausnahme zugelassen werden kann. 
Ergänzend wird die Erzeugung durch Erneuerbare Energien (insbesondere die Nutzung der 
Dachflächen für Solarenergie) im direkten Umfeld geprüft. 
 
Bei der Sanierung von Bestandsgebäuden, die bereits Fernwärme nutzen, kann regelmäßig 
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weiter ohne Einschränkungen auf die Fernwärme der EWP zurückgegriffen werden. 
 

7. Ab 2023 nutzen die Stadt und die Pro Potsdam für die Wärmeversorgung ihrer Gebäude 
nur noch Gastarife mit einem Grüngasanteil von mindestens 5 % Erneuerbaren Energien. 
 
Weitere Erhöhungsschritte für den zu nutzenden Grüngasanteil bei der Wärmeversorgung 
der städtischen Gebäude werden zu einem späteren Zweitpunkt im Lichte der 
Marktentwicklung getroffen. 
 

8. Die Stadt und die Pro Potsdam nutzen ab 2022 für die Energieversorgung ihrer Gebäude 
nur noch Ökostrom aus 100 % Erneuerbaren Energien, der möglichst aus regionalen 
Quellen stammt. Die regionale Erzeugung des Stroms wird durch einen Regionalnachweis 
auf Basis des Regionalnachweisregisters des Umweltbundesamtes (UBA) nachgewiesen. 
 

9. Bei der Planung soll auf eine weitgehende Minimierung des Flächenverbrauchs bzw. der 
Bodenversiegelung hingewirkt werden; dies soll für Baumaßnahmen mit 
Investitionsvolumen > 15 Mio. € im Rahmen einer Nachhaltigkeitszertifizierung 
nachgewiesen werden. 

 
Dem SBWL, KUM und dem KIS-Werksausschuss ist jährlich zu berichten, der erste 
Zwischenbericht soll in 2022 erfolgen. 

 
 
 
 
Gez. Dr. Sigrid Müller, Stefan Wollenberg; Saskia Hüneke, Dr. Gert Zöller 
 

 Unterschrift  
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